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Die zahnärztliche Selbstverwaltung in 
Bayern sah in der Impfpflicht für Zahn­
ärzte und Zahnmedizinische Fachange­
stellte von Anfang an nur eine Vorstufe zur 
allgemeinen Impfpflicht. Nachdem diese 
im Deutschen Bundestag keine Mehrheit 
gefunden hat, stellt sich die Frage, wie es 
mit der einrichtungsbezogenen Impfpflicht 
weitergehen soll. Der bayerische Ge­
sundheitsminister Klaus Holetschek (CSU) 
fordert nun einen neuen Anlauf für die 
allgemeine Corona-Impfpflicht. Anderen­
falls müsse auch die Impfpflicht für Ge­
sundheitsberufe auf den Prüfstand. Die 
Beibehaltung wäre „denjenigen gegen­
über unfair, die seit zwei Jahren an vor­
derster Front gegen die Pandemie kämp­
fen“. Holetschek kündigte zugleich an, 
dass sich die Bayerische Staatsregierung 
bei Entscheidungen über Sanktionen „sehr 
großzügig“ verhalten werde. Nach jüngs­
ten Zahlen des Bayerischen Gesundheits­
ministeriums sind 91,9 Prozent der in der 
Pflege Beschäftigten gegen Covid-19 
grundimmunisiert. 64,4 Prozent der Pfle­
gekräfte sind demnach dreifach geimpft, 
nur noch 6,5 Prozent sind gar nicht ge­
impft. Zur Impfquote in den Zahnarzt­
praxen liegen keine genauen Zahlen vor.

Christian Berger, Präsident der Bayerischen 
Landeszahnärztekammer und Vorsitzen­
der des Vorstands der KZVB, begrüßte 
die Aussagen Holetscheks: „Wir haben in 
den bayerischen Zahnarztpraxen eine sehr 
hohe Impfquote. Die einrichtungsbezo­
gene Impfpflicht ist sicher sinnvoll zum 
Schutz vulnerabler Patientengruppen, 
aber ohne eine allgemeine Impfpflicht 
verkommt sie zur reinen Symbolpolitik. 
Alle Zahnärzte schützen sich und ihre 

Patienten bei der Berufsausübung seit 
Beginn der Pandemie hervorragend. Das 
gilt auch für die wenigen Zahnärzte und 
Angestellten, die sich aus persönlichen 
oder medizinischen Gründen nicht imp­
fen lassen können. Das hohe Niveau der 
Schutz- und Hygienemaßnahmen in unse­
ren Praxen sorgt in Verbindung mit regel­
mäßigen Testungen dafür, dass es bisher 
nicht zur Infektionsweitergabe kam – sie 
ist so gut wie ausgeschlossen. Klaus 
Holetschek hat zu Recht auf den Fach­
kräftemangel hingewiesen. So ist jede Mit­
arbeiterin, die wegen der Impfpflicht in ei­
nen anderen Beruf wechselt, eine zu viel.“
Ein Berufsverbot besteht aktuell für un­
geimpfte Zahnärzte und Praxismitarbeiter 
nicht. Nach der Meldung der entsprechen­
den Personen entscheidet das Gesund­

heitsamt im Einzelfall in einem gestuften 
Verfahren (Impfberatung, Bußgeldver­
fahren, Verfahren über ein Betretungs-/
Tätigkeitsverbot) über das weitere Vor­
gehen. Es ist davon auszugehen, dass ein 
Betretungs- oder Tätigkeitsverbot, das 
ohnehin nur als letztes Mittel erfolgen 
soll, aufgrund der Einhaltung der erfor­
derlichen Verfahrensschritte im Regelfall 
nicht vor dem 1. Juli 2022 angeordnet 
werden wird. Neueinstellungen sind da­
gegen ohne entsprechenden Nachweis 
nicht mehr möglich.

Über die weitere Entwicklung in Sachen 
Impfpflicht informieren wir Sie auf den 
Websites von KZVB und BLZK.

Redaktion 

Wackelt die  
einrichtungsbezogene Impfpflicht? 
Holetschek kündigt pragmatisches Vorgehen an

Seit dem 16. März müssen medizinische und pflegerische Einrichtungen und Unternehmen die Beschäftigten, die nicht 
vollständig gegen das Coronavirus geimpft oder genesen sind, an das zuständige Gesundheitsamt melden. Von dieser 
einrichtungsbezogenen Impfpflicht sind auch Zahnarztpraxen betroffen.

©
 b

lu
ed

es
ig

n 
– 

st
o

ck
.a

d
o

b
e.

co
m

©
 B

ay
er

is
ch

es
 S

ta
at

sm
in

is
te

ri
um

 f
ür

 G
es

un
d

he
it

 u
nd

 P
fle

g
e

Nachdem der Bundestag keine allgemeine Impfpflicht beschlossen hat, will der bayerische Gesund-

heitsminister Klaus Holetschek auch die einrichtungsbezogene Impfpflicht auf den Prüfstand stellen.
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